
Vereinssatzung 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen: Strong for cured muscles. Er soll in das Vereinsregister 

eingetragen werden und führt dann den Zusatz »e.V.«. 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in 89198 Westerstetten.                                                                     

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweck des Vereins 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts »Steuerbegünstigte Zwecke« der Abgabenordnung.  

(2) Zweck des Vereins ist die Förderung von Wissenschaft und Forschung für alle Formen 

von Gliedergürtel-Muskeldystrophien (engl. limb-girdle muscular dystrophy, LGMD).  

(3) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch die Durchführung wissenschaft-

licher Veranstaltungen, Publikationen, Vergabe von Forschungsaufträgen sowie Zuwen-

dungen für klinische Studien bzw. Projekte, die sich der Erforschung bzw. Heilung von 

Gliedergürtel-Muskeldystrophien (LGMD) widmen sowie das Sammeln von Geldern für 

solche Projekte.  

(4) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt in erster Linie nicht eigenwirtschaftliche Zwecke. 

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person 

durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig 

hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 3 Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede volljährige natürliche Person und jede juristische Person 

werden.  

(2) Der Verein hat ordentliche Mitglieder, jugendliche Mitglieder (bis zur Vollendung des 18. 

Lebensjahres) und Ehrenmitglieder. Nur ordentliche Mitglieder haben Stimmrecht und 

können in Vereinsämter gewählt werden. Jugendliche Mitglieder werden mit Vollendung 

des 18. Lebensjahrs zu ordentlichen Mitgliedern. Auf Vorschlag des Vorstands kann die 

Mitgliederversammlung Mitglieder, die sich besonders um den Verein verdient gemacht 

haben, zu Ehrenmitgliedern auf Lebenszeit aufnehmen. 

(3) Der Mitgliedsantrag erfolgt schriftlich gegenüber dem Vorstand. Bei Minderjährigen ist 

der Aufnahmeantrag durch die gesetzlichen Vertreter zu stellen. Über den Aufnahmean-

trag entscheidet der Vorstand nach freiem Ermessen; eine Mitteilung von Ablehnungs-

gründen an den Antragsteller ist nicht erforderlich. Die Mitgliedschaft wird durch schriftli-

che Mitteilung des Annahmebeschlusses wirksam. Sie beginnt mit dem 1. des auf die 

bestätigende Mitteilung des Vorstands folgenden Monats. 

(4) Nur volljährige ordentliche Mitglieder haben Stimmrecht und können in Vereinsämter 



gewählt werden. Jedes Mitglied hat das Recht, die Einrichtungen des Vereins zu nutzen, 

und alle Vorteile, die er seinen Mitgliedern bietet, wahrzunehmen. 

(5) Die Mitgliedschaft im Verein endet durch Tod, Austritt oder Ausschluss. 

(6) Der Austritt ist schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären. Der Austritt kann nur mit 

einer Frist von 3 Monaten zum Ende des Geschäftsjahres erklärt werden. 

(7) Ein Mitglied kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aus dem Verein 

ausgeschlossen werden, wenn es in grober Weise gegen die Vereinsinteressen verstößt 

oder mit dem Vereinsbeitrag für mehr als 6 Monaten im Rückstand ist und trotz 

Mahnung und Androhung des Ausschlusses die rückständigen Beiträge nicht eingezahlt 

hat. Dem Mitglied ist Gelegenheit zu geben, in der Mitgliederversammlung zu den 

Gründen des Ausschlusses Stellung zu nehmen. Gegen den Ausschluss aus dem Verein 

kann innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach Zugang der Entscheidung Beschwerde 

eingelegt werden. Über die Beschwerde entscheidet die nächste Mitgliederversammlung. 

Die Beschwerde gegen den Ausschluss hat aufschiebende Wirkung. 

§ 4 Mitgliedsbeiträge 

(1) Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrags und dessen Fäl-

ligkeit werden von der Mitgliederversammlung bestimmt. Dabei ist die Offenheit des Vereins 

angemessen zu berücksichtigen. 

(2) Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit. 

(3) Die Mitgliederversammlung kann eine Beitragsordnung verabschieden, die Art, Umfang 

und Fälligkeit der Beitragsleistungen regelt. 

§ 5 Mitgliedschaftspflichten 

(1) Mit der Aufnahme in den Verein erkennt das Mitglied die Satzung an. Es verpflichtet sich, 

die Satzungsregelungen und die Ordnungen des Vereins sowie die Beschlüsse der Ver-

einsorgane zu befolgen. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Vereinsinteressen zu fördern 

und alles zu unterlassen, was dem Ansehen und dem Zweck des Vereins entgegensteht. 

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, den Verein laufend über Änderungen in ihren persönli-

chen Verhältnissen schriftlich zu informieren. Dazu gehört insbesondere: 

a) die Mitteilung von Anschriftenänderungen, 

b) Änderung der Bankverbindung bei der Teilnahme am Einzugsverfahren, 

c) Mitteilung von persönlichen Veränderungen, die für das Beitragswesen relevant sind 

(z.B. Beendigung der Schulausbildung, etc.). 

Nachteile, die dem Mitglied dadurch entstehen, dass es dem Verein die erforderlichen 

Änderungen nach Abs. 1 nicht mitteilt, gehen nicht zulasten des Vereins und können diesem 

nicht entgegengehalten werden. Entsteht dem Verein dadurch ein Schaden, ist das Mitglied 

zum Ausgleich verpflichtet. 

§ 6 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. 



§ 7 Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung als das oberste beschlussfassende Vereinsorgan ist grundsätz-

lich für alle Aufgaben zuständig, sofern besondere Aufgaben gemäß dieser Satzung nicht 

einem anderen Vereinsorgan übertragen wurden. Sie ist insbesondere für folgende Angele-

genheiten zuständig: 

a) Entgegennahme des Jahresberichts und Entlastung des Vorstands, 

b) Änderungen der Satzung, 

c) alle Vereinsordnungen, 

d) Auflösung des Vereins, 

e) Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge, 

f) Ausschluss von Mitgliedern aus dem Verein, 

g) Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Vorstands und der Kassenprüfer, 

h) Bestellung von Ausschüssen, Delegierten und Rechnungsprüfern, 

i) Ernennung von Ehrenmitgliedern. 

§ 8 Einberufung der Mitgliederversammlung 

(1) Mindestens einmal im Jahr, möglichst im ersten Quartal, hat der Vorstand eine 

ordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen. Die Einberufung erfolgt schriftlich per 

Mail unter Einhaltung einer Frist von 2 Wochen und unter Angabe der Tagesordnung. 

Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung folgenden Tag. Die Einladungsschreiben 

sind an die letzten dem Verein bekannt gegebenen Email-Adressen der Mitglieder zu 

senden.  

(2) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Vereinsmitglied kann bis spätestens 

eine Woche vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich eine Ergänzung der 

Tagesordnung beantragen. Über den Antrag entscheidet der Vorstand. Über abgelehnte 

oder erst in der Versammlung gestellte Anträge zur Tagesordnung entscheidet die 

Mitgliederversammlung mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder; dies 

gilt nicht für Anträge, die eine Änderung der Satzung, die Auflösung des Vereins oder 

Änderungen der Mitgliedsbeiträge zum Gegenstand haben. 

(3) Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn es 

das Interesse des Vereins erfordert oder wenn ein Viertel der Mitglieder dies schriftlich 

unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt. Soweit die Umstände dies zulas-

sen, ist eine Ladungsfrist von zwei Wochen einzuhalten und die Tagesordnung mit der 

Einladung bekannt zu geben. 

§ 9 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2. 

Vorsitzenden und bei dessen Verhinderung von einem durch die Mitgliederversammlung 

zu wählendem Versammlungsleiter geleitet. Die Mitgliederversammlung kann in Anwe-

senheit der Vereinsmitglieder und / oder per Web-Konferenz abgehalten werden. Bei 

Wahlen kann die Leitung für die Dauer der Wahl einem Wahlausschuss übertragen wer-

den. 



(2) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens zehn Prozent aller 

Vereinsmitglieder anwesend sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand 

verpflichtet, innerhalb von vier Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit der 

gleichen Tagesordnung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 

erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. 

(3) In der Mitgliederversammlung hat jedes anwesende ordentliche Mitglied eine Stimme. 

Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss 

schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Mitglied dies beantragt. 

(4) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann Gäste zu-

lassen. 

(5) Zur Beschlussfassung erforderlich ist die einfache Mehrheit der gültigen, abgegebenen 

Stimmen. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Eine Mehrheit von 

zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen ist erforderlich für 

a) die Änderung der Satzung, 

b) die Auflösung des Vereins, 

c) die Zulassung von nachträglichen Anträgen auf Ergänzung der Tagesordnung. 

(6) Kann bei Wahlen kein Kandidat die Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder 

auf sich vereinen, ist gewählt, wer die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 

erhalten hat; zwischen mehreren Kandidaten ist eine Stichwahl durchzuführen. 

Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. 

(7) Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom 

jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. Es soll 

folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die Person des 

Versammlungsleiters und des Protokollführers, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die 

Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. Bei 

Satzungsänderungen ist die zu ändernde Bestimmung anzugeben. 

§ 10 Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus 

a) dem 1. Vorsitzenden, 

b) dem 2. Vorsitzenden und 

c) dem Schriftführer. 

 

(2) Zusätzlich zu Abs. 1 kann die Mitgliederversammlung noch bis zu 3 weitere Mitglieder in 

   den Vorstand wählen. 

(3) Der 1. Vorsitzende vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Im Übrigen wird 

der Verein durch zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich vertreten. 

(4) Dem Vorstand können nur Vereinsmitglieder angehören. Die Vereinigung mehrerer Vor-

standsämter in einer Person ist nicht zulässig. 

(5) Die Mitgliederversammlung wählt den Vorstand für die Dauer von 2 Jahren. Ein Mitglied 



des Vorstands bleibt nach Ablauf der regulären Amtszeit bis zur Wahl seines Nachfolgers 

im Amt. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so wählt der Vorstand ein 

Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen. Maximal dürfen zwei 

Vorstandsmitglieder kooptiert werden. 

(6) Die Wahl der Vorstandsmitglieder erfolgt grundsätzlich im Rahmen einer Einzelwahl. Die 

Mitgliederversammlung kann beschließen, dass eine Blockwahl zulässig ist. Auf Antrag 

kann die Wahl in geheimer Wahl durchgeführt werden. Über den Antrag entscheidet die 

Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

§ 11 Zuständigkeit des Vorstands 

(1) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten zuständig, soweit sie nicht durch diese Satzung 

einem anderen Organ zugewiesen ist. 

(2) Der Vorstand hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen einschließlich der 

Aufstellung der Tagesordnung, 

b) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung, 

c) Verwaltung des Vereinsvermögens und Buchführung, 

d) Erstellung des Jahresberichts, 

e) Beschlussfassung über die Aufnahme neuer Mitglieder. 

§ 12 Beschlussfassung des Vorstands 

(1) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen, die entweder in Anwesen-

heit der Vorstandsmitglieder oder per Web-Konferenz abgehalten werden können, die 

vom 1. Vorsitzenden oder vom 2. Vorsitzenden nach Bedarf einberufen werden. Einer 

Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht. 

(2) Die Vorstandssitzung leitet der 1. Vorsitzende, bei dessen Abwesenheit der 2. Vorsit-

zende. 

(3) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder, darunter 

der 1. Vorsitzende oder der 2. Vorsitzende, anwesend sind. 

(4) Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 

Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Leiters der Vorstandssitzung. 

(5) Die Beschlüsse des Vorstands sind zeitnah zu protokollieren und vom Vorstand in der 

nächsten Sitzung zu genehmigen. 

(6) Ein Vorstandsbeschluss kann in dringenden Fällen auf schriftlichem (z.B. per e-mail oder 

WhatsApp-Gruppe) Wege oder fernmündlich gefasst werden, wenn alle Vorstandsmit-

glieder ihre Zustimmung zu der zu beschließenden Regelung erklären. 

§ 13 Regelungen zum Datenschutz 

(1) Unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben und Bestimmungen der Daten-

schutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) wer-



den zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins personenbezogene Daten über 

persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder des Vereins erhoben und in dem 

vereinseigenen EDV-System gespeichert, genutzt und verarbeitet. 

(2) Mit dem Beitritt eines Mitgliedes nimmt der Verein alle für die Mitgliedschaft im Verein 

relevanten Daten (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Bankverbindung) auf. Diese Informa-

tionen werden in dem vereinseigenen EDV-System gespeichert. Jedem Vereinsmitglied 

wird eine Mitgliedsnummer zugeordnet. Die personenbezogenen Daten werden dabei 

durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen vor der Kenntnisnahme 

Dritter geschützt. 

(3) Sonstige Informationen zu den Mitgliedern und Informationen über Nichtmitglieder 

werden grundsätzlich nur verarbeitet oder genutzt, wenn sie zur Förderung des 

Vereinszwecks nützlich sind (wie etwa Telefon, Fax und E-Mail) und keine Anhaltspunkte 

bestehen, dass die betroffene Person ein schutzwürdiges Interesse hat, das der 

Verarbeitung oder Nutzung entgegensteht. 

(4) Jedes Mitglied hat das Recht darauf, 

a) Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten zu erhalten, 

b) dass die zu seiner Person gespeicherten Daten berichtigt werden, wenn sie unrichtig 

sind, 

c) dass die zu seiner Person gespeicherten Daten gesperrt werden, wenn sich bei be-

haupteten Fehlern weder deren Richtigkeit noch deren Unrichtigkeit feststellen lässt, 

d) dass die zu seiner Person gespeicherten Daten gelöscht werden, wenn die Speiche-

rung unzulässig war, oder die Zwecke, für die sie erhoben und gespeichert wurden, 

nicht mehr notwendig sind, 

e) der Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten zu widersprechen, 

f) seine Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu er-

halten. 

(5) Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es 

untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als den zur jeweiligen Aufga-

benerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu 

machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der 

oben genannten Personen aus dem Verein hinaus. 

§ 14 Ermächtigungsgrundlage für den Erlass einer Datenschutzordnung 

Der Verein kann eine Datenschutzordnung, in der weitere Einzelheiten der Datenerhebung 

und der Datenverwendung sowie technische und organisatorische Maßnahmen zum Schutz 

der Daten aufgeführt sind, erlassen. Die Datenschutzordnung wird auf Vorschlag des Vor-

stands durch die Mitgliederversammlung beschlossen. 

§ 15 Auflösung des Vereins 

 (1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der in § 9 Abs. 5 

festgelegten Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung 

nichts anderes beschließt, sind der 1. Vorsitzende und der 2. Vorsitzende gemeinsam 



vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

(2) Die vorstehenden Regelungen gelten entsprechend für den Fall, dass der Verein aus ei-

nem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

(3) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermö-

gen der Körperschaft 

an die Charité-Universitätsmedizin Berlin, Charitéplatz 1, 10117 Berlin, 

wo es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden ist. 

 

 

Vorstehende Satzung wurde am 29.06.2022, in 89198 Westerstetten, Buchenweg 20 errichtet. 

 


